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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Familien- und Jugendfragen 
(10. Ausschuß) 

über den Antrag der Fraktion der SPD 
— Drucksache IV/1855 — 

betr. europäisches Jugendwerk 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Klee 


Der Bundestag hat den obigen Antrag der Frak- 
tion der SPD in seiner 116. Sitzung vom 20. Februar 
1964 an den Ausschuß für Familien- und Jugend- 
fragen — federführend — und zur Mitberatung an 
den Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten so- 
wie an den Haushaltsausschuß, an diesen außerdem 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung überwiesen. 

Der Ausschuß hat sich mit dem Antrag in seinen 
Sitzungen am 11. März, 11. Juni, 22. Oktober, 5. und 
12. November 1964 befaßt. 

Der Antrag der Fraktion der SPD sieht vor, daß 
die Bundesregierung ersucht wird, die Gründung 
eines europäischen Jugendwerks anzustreben und 
bei den Verhandlungen auf multilateraler Basis Auf- 
gabenstellung und Finanzierungsweise des deutsch- 
französischen Jugendwerks zugrunde zu legen. Es 
solle versucht werden, die europäischen Regierun- 
gen zu veranlassen, einen nennenswerten Betrag, 
je nach Größe und Finanzkraft gestaffelt, in einen 
gemeinsamen Fonds zu zahlen. Dieser Fonds solle 
vor allem dem Zweck dienen, Austausch und Zu- 
sammenarbeit der jungen Generation in Europa in 
einer Weise zu fördern, die im Interesse der euro- 
päischen Integration liegt. Einigkeit bestand bei der 
Ausschußsitzung darin, daß 

1. alles getan werden müsse, um den Austausch der 
europäischen Jugend so stark wie möglich zu 
intensivieren. Nur durch gründliches, gegenseiti- 
ges Kennenlernen — für das eine wesentliche 
Vertiefung der gegenseitigen Sprachkenntnisse 
notwendig ist — könne die Jugend Europas in 
einer Weise zusammenwachsen, die die Einheit 
Europas fördert und für die Zukunft garantiert; 

2. zur Erreichung dieses Ziels die Bundesregie- 
rung weder durch einen Aufgabenkatalog noch 


durch die Auflage, nur multilateral für die Grün- 
dung eines europäischen Jugendwerks zu ver- 
handeln, eingeschränkt werden dürfe. Durch 
bilaterale Verhandlungen sei es möglich, an die 
bisherigen Jugendbegegnungen anzuknüpfen 
und sie zu erweitern. Dadurch könne man ehe- 
stens die bestehenden Unterschiede der Struktur 
der Jugendarbeit in den einzelnen Ländern 
harmonisieren, was die Vorbedingung für ein 
späteres europäisches Jugendwerk sei; 

3. es eine der Aufgaben des deutsch-französischen 
Jugendwerks sei, wertvolle Vorarbeit für ein 
europäisches Jugendwerk zu leisten, es aber erst 
jetzt seine Arbeit aufgenommen habe und es des- 
halb verfrüht sei, sein Vorbild zu übernehmen. 
Die Organisation des deutsch-französischen 
Jugendwerks eigne sich jedoch keinesfalls für 
eine multilaterale Institution. Es müsse eine neue, 
der Aufgabenstellung eines europäischen Jugend- 
austausches angemessene Form gefunden wer- 
den; 

4. die Finanzierungsweise des deutsch-französischen 
Jugendwerks nicht zugrunde gelegt werden 
könne, da sie auf absoluter Gegenseitigkeit des 
guten Willens sowohl bezüglich der Höhe der 
Beiträge wie der Institutionalisierung der ge- 
meinsamen, von beiden Ländern staatlich geför- 
derten Jugendarbeit beruht. 

Die Minderheit des Ausschusses, bestehend aus 
Mitgliedern der Fraktionen der CDU/CSU, FDP, 
meinte, daß es zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht 
ratsam sei, die Bundesregierung zu ersuchen, ihrer- 
seits Verhandlungen mit den europäischen Ländern 
über die Konstituierung eines multilateralen euro- 
päischen Jugendwerks aufzunehmen. Bisher habe 
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ausschließlich Frankreich ein derartig großzügiges 
Angebot zu gemeinsamer Jugendarbeit gemacht, 
während wir allen anderen Ländern gegenüber in 
materieller Vorleistung istünden. 

Gerade Deutschland müsse mit besonderem Takt 
Vorgehen, setze doch die Schaffung eines autono- 
men, von allen Ländern ihren Verhältnissen ent- 
sprechend in gleicher Weise geförderten euro- 
päischen Jugendwerks die gleiche Einstellung aller 
Partnerländer voraus. 

Man wisse aber von vornherein, daß einzelne 
Länder durchaus an einem bilateralen, jedoch nicht 
an einem multilateralen, nur europäisch ausgerichte- 
ten Austausch Interesse hätten. Außerdem bedeute 
eine Zustimmung zu einem von allen Ländern staat- 
lich geförderten autonomen Jugendwerk für einige 
unter ihnen die Aufgabe des bisherigen Prinzips 
ihrer Jugendarbeit. 

Sei uns gegenüber aber erst einmal ein „Nein" 
ausgesprochen, so wären die Möglichkeiten, den- 
noch zu einem fruchtbaren Austausch der Jugend in 
Europa zu kommen, wesentlich erschwert. Es gelte 
also einen Weg zu finden, der nicht sofort zu 
Schwierigkeiten führe. 

Ein europäisches Jugendwerk könne nur das End- 
ergebnis vieler Bestrebungen sein. Die Bundesre- 
gierung möge unterdes alle Möglichkeiten aus- 
schöpfen, die sich bereits heute anbieten: 

1. den Austausch der jungen Generation, wo nur 
irgend möglich, zu intensivieren. In bilateralen 
Verhandlungen — bei denen auch alle Möglich- 
keiten, die sich durch die bereits bestehenden 
Kulturabkommen bieten, ausgeschöpft werden 
sollten, — möge versucht werden, zu Instituti- 
onen des Jugendaustausches zu gelangen die von 
beiden Seiten jeweils in gleicher Weise gefördert 
werden; 

2. im Ministerrat des Europarats die Schaffung 
eines alle Mitgliedstaaten oder einen Teil der- 
selben umfassenden europäischen Jugendwerks 
anzuregen; 

3. ein Studien- und Ausbildungszentrum für euro- 
päische Jugendarbeit zu gründen, dessen Auf- 
gabe es wäre, eine gründliche Analyse der Ju- 
gendarbeit in den einzelnen europäischen Län- 
dern zu erstellen, einen Erfahrungsaustausch 
über europäische Jugendarbeit in die Wege zu 
leiten, die Ausbildung geeigneten Personals zu 
übernehmen und schließlich die Vorarbeiten für 
eine spätere Institutionalisierung eines europä- 
ischen Jugendwerks zu leisten; 

4. die Mittel aus dem Bundesjugendplan, die für 
den internationalen Jugendaustausch bereit- 
stehen, wesentlich zu erhöhen und zu einer An- 
gleichung der Fahrkosten ebenso wie der Tages- 
sätze an die des deutsch-französischen Jugend- 
werks zu gelangen. 


Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
hatte unter Berücksichtigung dieser Gesichtspunkte 
folgende Formulierung der dem Antrag voranzu- 
stellenden Präambel empfohlen: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, den Austausch 
und die Zusammenarbeit der jungen Generation 
in Europa in einer Weise zu fördern, die im Inter- 
esse des europäischen Zusammenschlusses 
liegt, ..." 

Der Vorschlag, diese Formulierung zu übernehmen, 
wurde im Ausschuß jedoch nicht angenommen. Der 
Ausschuß stimmte vielmehr mit der knappen Mehr- 
heit von 9 zu 8 Stimmen für die jetzt beschlossene 
Fassung der Präambel. Die Mehrheit stimmte zwar 
den Anregungen für eine Intensivierung des beste- 
henden Jugendaustausches zu, bestand jedoch dar- 
auf, daß die Bundesregierung ersucht wird, die Grün- 
dung eines europäischen Jugendwerks anzustreben. 
Durch die Wahl des Wortes „anzustreben" seien 
die zur Zeit bestehenden Schwierigkeiten berück- 
sichtigt. 

Der Gedanke eines autonomen europäischen 
Jugendwerks habe bei der Jugend gezündet und sei 
zu einem feststehenden Begriff geworden. Das Par- 
lament dürfe deshalb nicht von diesem Gedanken 
zurückgehen. In der Präambel des Beschlusses des 
Ausschusses für Familien- und Jugendfragen müsse 
dieses Ziel klar zum Ausdruck kommen. 

Der mitberatende Ausschuß für auswärtige Ange- 
legenheiten hat außer der bereits erwähnten, aber 
nicht angenommenen Präambel folgende, zum Teil 
vom Ausschuß übernommene Einzelaufforderungen 
an die Regierung empfohlen: 

1. Vorschläge für eine Erhöhung der Mittel des 
Bundes jugendplanes zum Zwecke des Jugendaus- 
tausches zu machen, 

2. in bilateralen Verhandlungen mit europäischen 
Staaten den Austausch und die Zusammenarbeit 
der jungen Generation zu intensivieren und zu 
diesem Zweck gemeinsame Institutionen auf 
paritätischer Basis anzustreben, 

3. im Ministerrat des Europarats die Schaffung 
eines alle Mitgliedstaaten oder einen Teil der- 
selben umfassenden europäischen Jugendwerks 
anzuregen. 

Der mitberatende Haushaltsausschuß hat seine 
Stellungnahme in einem Beschluß vom 25. Juni 1964 
zum Ausdruck gebracht. Dieser Beschluß lautet: 

Der (Haushalts-)Ausschuß beschließt, 
die Beratung des Antrages (europäisches Jugend- 
werk) zurückzustellen, weil die ursprünglich für 
diese Woche vorgesehene Beratung im Plenum 
abgesetzt wurde und im übrigen die Vorlage für 
die Beratung im Haushaltsausschuß ungeeignet 
ist. 


Bonn, den 26. November 1964 


Frau Klee 

Berichterstatterin 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen; 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

die Gründung eines europäischen Jugendwerks an- 
zustreben, das den Austausch und die Zusammen- 
arbeit der jungen Generation in Europa in einer 
Weise fördert, die im Interesse der europäischen 
Integration liegt. 

Zur Verwirklichung dieses Zieles wird die Bundes- 
regierung aufgefordert, 

1. in bilateralen Verhandlungen mit europäischen 
Staaten den Austausch und die Zusammenarbeit 
der jungen Generation zu intensivieren und zu 
diesem Zweck gemeinsame Institutionen auf 
paritätischer Basis anzustreben, 

2. vorzuschlagen, daß die für den internationalen 
Jugendaustausch bisher vorgesehenen Mittel er- 
heblich verstärkt werden, 

3. im Ministerrat des Europarats die Schaffung 
eines alle Mitgliedstaaten oder einen Teil der- 
selben umfassenden europäischen Jugendwerks 
anzuregen, 

4. zu gegebener Zeit dem Deutschen Bundestag 
über das Ergebnis der Verhandlungen zu berich- 
ten. 


Bonn, den 26. November 1964 


Der Ausschuß für Familien- und Jugendfragen 


Memmel 

Vorsitzender 


Frau Klee 

Berichterstatterin 
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